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Kirchplatz St. Martin kann nun erneuert werden
Altdorf | Herbstversammlung der katholischen Kirchgemeinde

Die katholische Kirchge-
meindeversammlung sagt Ja 
zu einem 640 000-Franken-
Kredit zur Erneuerung des 
Kirchplatzes. Der Steuersatz 
wird von 87 auf 82 Prozent 
reduziert.

Ruedi Ammann

Die Neugestaltung des Kirchplatzes 
St. Martin entspricht einem lange ge-
hegten Wunsch, den Zugang zur 
Pfarrkirche mit einer behindertenge-
rechten Erschliessung zu ermögli-
chen. Die Planungsphase dauerte 
rund drei Jahre. Ein erstes Projekt, 
das im Sinne einer Voranfrage bei der 
Baukommission im Oktober 2014 ein-
gereicht worden war, musste auf 
Intervention der Denkmalschutzkom-
mission überarbeitet werden. 

Dem Kredit zugestimmt
Bauchef Jörg Annen präsentierte an 
der Herbstversammlung der katholi-
schen Kirchgemeinde Altdorf vom 12. 
Dezember einen Kreditantrag von 
640 000 Franken für die Neugestal-
tung des Kirchplatzes. Das Vorhaben 
soll die Verkehrssicherheit massgeb-
lich verbessern, und der Kirchplatz 
erhält damit eine auf lange Sicht not-
wendige Erneuerung der Oberfläche 
sowie eine geeignete Platzentwässe-
rung. Das Projekt sieht nach Angaben 
von Architekt Stefan Danioth auch 
einen rund 80 Meter langen rollstuhl-
gängigen Weg vor, der bei der Ver-
zweigung Rosenbergweg/Tellsgasse 
beginnt und anschliessend über den 
Kolpinggarten und den Kirchplatz zur 
südlichen Eingangspforte des Fried-
hofs führt. Die Kosten dürften sich auf 
640 000 Franken beziffern. Das Kre-
ditbegehren fand die Zustimmung der 

Versammelten. Somit kann die Reali-
sierung des Vorhabens im Februar in 
Angriff genommen werden. Die 
eigentlichen Bauarbeiten sollen Ende 
Juli beginnen und bis zum Kirchweih-
fest im November abgeschlossen sein. 
Der Betrag von 640 000 Franken wird 
im Verwaltungsvermögen der katho-
lischen Kirchgemeinde Altdorf akti-
viert und über 20 Jahre hinaus abge-
schrieben, was einer jährlichen Quo-
te von 32 000 Franken entspricht. Die 
liquiden Mittel sind vorhanden. Eine 
Darlehensaufnahme ist unnötig.

Erfreuliche Finanzlage
Verwalter Erwin Inderbitzin präsen-
tierte das Budget. Es wird mit Ein-
nahmen von 2,935 und Ausgaben 
von 2,965 Millionen Franken gerech-
net, also mit einem Defizit von knapp 
30 000 Franken. Erwin Inderbitzin 
erläuterte verschiedene ausserge-
wöhnliche Positionen. So beispiels-
weise die notwendige Bekämpfung 
eines Befalles von Holzwürmern in 
der Ölbergkapelle sowie Sanierungs-
arbeiten im Bereich des Kirchen-
schatzmuseums. Das Budget wurde 
diskussionslos gutgeheissen.
Vorgelegt wurde auch eine Reduktion 
des Steuerfusses von bisher 87 auf 82 
Prozent. Dies aufgrund der guten Fi-
nanzlage in der ohnehin schon steuer-
günstigsten Urner Kirchgemeinde. Das 
Ansinnen fand Zustimmung. Somit 
werden rund 100 000 Franken weniger 
Steuern eingenommen. Die Kirchen-
steuerquoten natürlicher Personen 
dürften im neuen Jahr rund 1,8 Millio-
nen Franken, jene der juristischen Per-
sonen 600 000 Franken ausmachen. 
Aus Quellensteuern werden rund 
50 000 Franken erwartet. Ziemlich ge-
nau zwei Drittel der budgetierten Auf-
wendungen werden 2017 auf die Spar-
ten Kirche und Seelsorge entfallen.

Präsidentin bestätigt
Für die nächsten zwei Jahre liessen 
sich im Kirchenrat Präsidentin Sand-
ra Lussmann-Arnold sowie die Mit-
glieder Monika Planzer-Arnold, Tho-
mas Imholz und Pfarrer Daniel Krieg 
wählen. Für eine weitere Amtszeit ge-
wählt wurden auch RPK-Präsident 
Armin Auf der Maur sowie die Mit-
glieder Adrian Zurfluh und Urs Sta-
delmann. Als Delegierte im Grossen 
Landeskirchenrat traten Erwin Inder-
bitzin und Mirjana Matkovic-Zulj zu-
rück. Für die neue Amtszeit wurden 
Pascal Bosshard und Pirmin Walker 
(beide bisher), ferner Monika Plan-
zer-Arnold und Eveline Fedier-Zieg-
ler (beide neu) verpflichtet.
Pfarrer Daniel Krieg verwies auf ver-
schiedene Neuerungen. So wurde die 
Eucharistiefeier zu St. Martin am Sams-

tagmorgen (8.45 Uhr) vom Terminka-
lender gestrichen. Am Samstagmorgen 
finden nur noch Eucharistiefeiern im 
Zusammenhang mit Beisetzungen 
(9.30 Uhr) statt. Somit sind Gedächt-
nisgottesdienste zwischen Dienstag und 
Samstag stets um 9.30 Uhr (montags 
werden keine Beisetzungen terminiert) 
möglich. Eine weitere Änderung bezüg-
lich Gottesdienstangebote: Der Wort-
gottesdienst am letzten Dienstag eines 
Monats in der St.-Anna-Kapelle (8.45 
Uhr) wird ab Neujahr durch eine Eu-
charistiefeier ersetzt; falls am Dienstag 
keine Beisetzung stattfindet, entfällt die 
Feier. – Auf den 21. Mai wurde zudem 
die Verabschiedung des langjährigen 
Gemeindeleiters der Pfarrei Bruder 
Klaus, Bruno Tresch, terminiert.
Das neu gedruckt Jahresprogramm 
ziert eine Statue von Bruder Klaus. 

Im Hinblick auf die 600-Jahr-Feier 
sind verschiedene Anlässe vorgese-
hen. Die Ausstellung im Kirchen-
schatzmuseum zum Thema «Doro-
thee von Flüe und Katharina Luther» 
dürfte in der Öffentlichkeit auf beson-
dere Beachtung stossen. Diese Son-
derschau wird vom 8. Januar bis 9. 
April, vom 21. Mai bis 25. Juni sowie 
vom 20. August bis Ende September 
wieder zugänglich sein. 

Moderne Akustikanlage
Jörg Annen orientierte über die Inbe-
triebnahme einer modernen Akustik-
anlage in der Pfarrkirche St. Martin. 
Dank neuster digitaler Technologie 
könne auf die baulich bedingten akus-
tischen Charakteristika des Kirchen-
raumes Rücksicht genommen werden. 
Das Echo wird minimiert und der 
Raum gleichmässig beschallt. Die 
Aufwendungen von 56 000 Franken 
konnten eingehalten werden. Die 
Treppenaufgänge zur Pfarrkirchen-
empore wurden – so Jörg Annen – 
nach den Kriterien der Denkmalpfle-
ge erneuert. Auf einen Teppich im Be-
reich der Stufen wurde aus ästheti-
schen sowie sicherheitstechnischen 
Gründen verzichtet.
Nach 16 Jahren hat die Grundwas-
ser-Wärmepumpe in der Kirche 
Bruder Klaus ihre Dienste quittiert 
und war nicht mehr reparierbar. 
Der Einbau einer neuen Wärme-
pumpe ist mittlerweile abgeschlos-
sen. Die nicht vorgesehenen Auf-
wendungen betragen 30 000 Fran-
ken. Sandra Lussmann-Arnold 
orientierte schliesslich über die Be-
lange «Priestergrab». Die Anlage ist 
in die Jahre gekommen – unschöne 
Spuren der Zeit sollen eliminiert 
werden. Die Arbeiten sind bereits 
im Gang und werden bis Weihnach-
ten abgeschlossen sein.

Architekt Stefan Danioth (Mitte) präsentiert das Kreditbegehren von 640 000 
Franken für die Erneuerung und Neugestaltung des Kirchplatzes samt Einbau 
eines rollstuhlgängigen Gehwegs; links: Bauchef Jörg Annen, rechts Kirchen-
ratspräsidentin Sandra Lussmann-Arnold.  FOTO: RUEDI AMMANN

Grünes Licht für LKW-Kontrollzentrum
Schwerverkehr | Tessiner Kantonsparlament bewilligt 5 Millionen Franken

Das Schwerverkehrszentrum 
in Giornico drohte zu einer 
Planungsleiche zu verkom-
men. Nun hat der Kanton 
Tessin das Projekt mit 
einem 5-Millionen-Franken-
Kredit reanimiert.

Omar Gisler

Was in Ripshausen bei Erstfeld seit 
Herbst 2009 Realität ist, ist in Giorni-
co nach wie vor Wunschdenken: Auf 
dem Gelände des ehemaligen Stahl-
werks Monteforno soll ein Schwerver-
kehrszentrum entstehen, wo Lastwa-
gen, die Richtung Norden fahren, 
kontrolliert werden. So will man die 
Sicherheit im Gotthard-Strassentun-
nel und auf der südlichen Zufahrts-
rampe erhöhen. Die Idee für dieses 
Projekt reicht ins Jahr 2003 zurück. 
Dass es bis heute nicht realisiert wur-
de, hat vor allem einen Grund: Das 
Industriegelände zwischen Bodio und 
Giornico ist durch Schadstoffe verun-
reinigt. Wie stark, daran scheiden sich 

die Geister. Im Jahr 2013 rechnete 
man für den Bau des Schwerverkehrs-
zentrums noch mit Gesamtkosten in 
der Höhe von 127 Millionen Franken. 
Dann nahm man das Areal nochmals 
unter die Lupe und stellte fest, dass 
dessen Sanierung mit mindestens 32 
Millionen Franken zu Buche schlagen 
wird. Offenbar müssen grosse Mengen 
Bodenmaterial abgetragen und ent-
fernt werden. Somit erhöhen sich die 
Investitionskosten für das Schwerver-
kehrszentrum in Giornico auf 159 
Millionen Franken – mehr als doppelt 
so viel wie für das Pendant in Rips-
hausen aufgewendet wurde, dessen 
Investitionskosten sich auf 70 Millio-
nen Franken beliefen.
Der Kanton Tessin beteiligt sich an der 
Anlage in Giornico mit 5 Millionen 
Franken. Der Grosse Rat bewilligte 
diesen Beitrag am vergangenen Mon-
tag mit 51 zu 8 Stimmen. Die Investi-
tion sei als politisches Zeichen zu deu-
ten und solle dazu beitragen, das Pro-
jekt endlich zu realisieren, betonte die 
vorberatende Kommission. Gleichzei-
tig sicherte sich der Kanton Tessin ab: 

Mehr als die bewilligten 5 Millionen 
Franken werde man unter keinen Um-
ständen beisteuern. Wenn die Sanie-
rung des Monteforno-Geländes Mehr-
kosten verursache oder das Budget 
sonst überschritten werden sollte, 
dann wolle man damit nichts zu tun 
haben, so der einhellige Tenor. Gegen 
Überraschungen ist man auch insofern 
nicht gefeit, als noch juristische Strei-
tigkeiten mit den aktuellen Grund-
eigentümern pendent sind. Diese ha-
ben ihre Parzellen dem Bund noch 
nicht abgetreten. Nichtsdestotrotz 
wollen die Bauherren aufs Tempo drü-
cken: Ein rascher Baubeginn geniesse 
«höchste Priorität», heisst es in der 
Botschaft der Tessiner Regierung. Ter-
miniert ist dieser auf Frühjahr 2017.

Förderprogramm des Kantons
Der Bau des Schwerverkehrszent-
rums in Giornico mit rund 300 Ab-
stellplätzen für Lastwagen soll nicht 
nur die Sicherheit und den Verkehrs-
fluss auf der Süd-Nord-Achse erhö-
hen, sondern der wirtschaftlich arg 
gebeutelten unteren Leventina zu 

einer Renaissance verhelfen. Das 
Monteforno-Areal und die umliegen-
den Gemeinden erhalten einen eige-
nen Autobahnzubringer, womit die 
Standortattraktivität erhöht wird. Fir-
men, die sich auf dem Gelände des 
1995 stillgelegten Stahlwerkes (oder 
in anderen brachliegenden Industrie-
zonen) ansiedeln, profitieren überdies 
von einem Förderprogramm des Kan-
tons, das ebenfalls am Montag vom 
Kantonsparlament ohne Gegenstim-
me bewilligt wurde.
Eine direkte und indirekte Wert-
schöpfung verspricht man sich auch 
vom Schwerverkehrszentrum und der 
dazugehörenden Raststätte, die von 
Privatunternehmen betrieben werden 
soll. Unter dem Strich entstehen so 40 
neue Arbeitsplätze. Die Tessiner De-
putation in den eidgenössischen Rä-
ten und die Kantonsregierung erhiel-
ten vom Parlament den Auftrag, sich 
beim Bund dafür stark zu machen, 
dass das entsprechende Personal aus 
der Region rekrutiert wird. Die Eröff-
nung des Schwerverkehrszentrums ist 
für 2021 vorgesehen.

Teuerungsausgleich bleibt unverändert
Kantonsangestellte | Minusteuerung

Der Regierungsrat kann die Lohnansät-
ze jeweils ganz oder teilweise der Teue-
rung anpassen. Richtungsweisend ist 
dabei der Stand der Konsumentenprei-
se per Ende November. Der vom Bun-
desamt für Statistik berechnete Landes-
index der Konsumentenpreise erreich-
te per Ende November einen Stand von 
113,3 Punkten (Mai 1993=100). Im 
Vergleich zum Vorjahresmonat betrug 
die Teuerung –0,3 Prozent beziehungs-
weise –0,4 Indexpunkte. Da der Regie-
rungsrat in den letzten Jahren die Mi-
nus- und Plusteuerungen als Kompen-

sation für die in früheren Jahren nicht 
oder nur zum Teil ausgeglichene Teue-
rung nicht angepasst hat, ist der inter-
ne Index zurzeit mit 116,3 Punkten um 
2,6 Punkte höher als der offizielle Lan-
desindex. Bei einer Nichtanpassung der 
Minusteuerung – wie im Budget 2017 
vorgesehen – erhöht sich diese Diffe-
renz auf 3,0 Indexpunkte. Vor diesem 
Hintergrund hat der Regierungsrat ge-
mäss Medienmitteilung vom 13. De-
zember beschlossen, die Teuerungszu-
lage 2017 unverändert auf 116,3 Index-
punkten zu belassen. (UW)

Elf Gemeinden erhalten Fristverlängerung
Nutzungspläne | Planungs- und Baugesetz

Der Regierungsrat hat elf Gemeinden 
die Frist für die Anpassung der Nut-
zungspläne und der damit verbunde-
nen Vorschriften ans Planungs- und 
Baugesetz (PBG) um ein Jahr verlän-
gert. Das PBG ist am 1. Januar 2012 
in Kraft getreten. Gemäss der Über-
gangsbestimmung haben die Gemein-
den ihre Nutzungspläne und die da-
mit verbundenen Vorschriften innert 
fünf Jahren diesem Gesetz anzupas-
sen. Der Regierungsrat kann diese 
Frist um höchstens ein Jahr verlän-
gern. Bisher haben gemäss Medien-

mitteilung des Kantons neun Gemein-
den ihre Nutzungsplanungen sowie 
Bau- und Zonenordnungen angepasst 
und der Regierungsrat hat dazu die 
Genehmigung erteilt. Die elf Gemein-
den Bauen, Erstfeld, Flüelen, Gösche-
nen, Gurtnellen, Realp, Seedorf, Sisi-
kon, Spiringen, Unterschächen und 
Wassen können die bis 31. Dezember 
2016 dauernde übergangsrechtliche 
Frist nicht einhalten. Da sie durch-
wegs sachliche Gründe geltend ma-
chen, hat der Regierungsrat die Frist 
um ein Jahr verlängert. (UW)
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